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Der Übergang zur Wahl der Richter — 
ein wesentlicher Schritt in der Entwicklung der sozialistischen Demokratie

Referat von Dr. Hilde Benjamin, Minister der Justiz und Vorsitzende des Zentralen Wahlausschusses, 
auf der Pressekonferenz des Nationalrats der Nationalen Front am 2. September 1960
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Mit dem Aufruf des Nationalrats der Nationalen 
Front zur Richterwahl 1960 tund unserer heutigen 
Pressekonferenz beginnt die Wahlbewegung der ersten 
demokratischen Richterwahlen in Deutschland. In den 
letzten Jahren befaßten sich wiederholt in diesem Rah
men durchgeführte Pressekonferenzen mit Fragen der 
Justiz, allerdings mit einer Justiz negativen Inhalts — 
mit der westzonalert Terror-Rechtsprechung und mit den 
Bonner Blutrichtem. Im Mittelpunkt unserer heutigen 
Pressekonferenz stehen dagegen Fragen und Probleme 
einer Justiz des Volkes, eines sozialistischen Rechts.

In den nächsten Wochen stellen sich in Tausenden 
von Wahlveranstaltungen der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland die Kandidaten für die 
Richterwahl der Bevölkerung vor.. Die Kreis- und 
Bezirkstage wählen die vorgeschlagenen Kandidaten 
in der Zeit vom 15. Oktober bis zum 30. November als 
Richter der Kreis- und Bezirksgerichte.

Worin liegt die Bedeutung der Richterwahl 1960?
Wahlen sind in der Deutschen Demokratischen Re

publik eine Sache aller Werktätigen, eine Angelegenheit 
der breiten Öffentlichkeit, die weithin die Bürger be
wegt. Dies gilt in vollem Umfang auch für die Wahl 
der Richter durch die örtlichen Volksvertretungen. 
Der Übergang zur Wahl der Richter bedeutet zugleich 
einen wesentlichen Schritt in der Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie, in der die Werktätigen um
fassend an der Leitung des Staates teilhaben.

In der Deutschen Demokratischen Republik ist es 
gelungen, die früher in Deutschland bestehende und 
von fortschrittlichen bürgerlichen Juristen, wie z. B. 
dem ersten Präsidenten der Zentralen Justizverwaltung 
der damaligen Sowjetischen Besatzungszone, Dr. S c h i f 
f e r ,  festgestellte Kluft zwischen den Werktätigen und 
der Justiz zu überwinden. Und so konnte auf dem 
V. Parteitag der SED der Erste Sekretär der SED, 
W a l t e r  U l b r i c h t ,  als Beispiel für die tiefgehende 
Umwandlung unserer Staatsorgane auch die Gerichte 
nennen, deren demokratische Entwicklung in engem 
Zusammenhang mit der Festigung der demokratischen 
Gesetzlichkeit vor sich geht.

Hierzu ein kurzer Rückblick, der zugleich zeigt, wie 
diese Entwicklung jeweils mit der allgemeinen politi
schen und ökonomischen Entwicklung verbunden war.

Gemäß der Forderung des Potsdamer Abkommens, 
„das Gerichtswesen ist entsprechend den Grundsätzen 
der Demokratie und der Gerechtigkeit auf der Grund
lage der Gesetzlichkeit und Gleichheit der Bürger zu 
reorganisieren“, entfernten wir nach 1945 alle Nazis 
aus der Justiz. An ihre Stelle traten vor allem be
währte Antifaschisten als Volksrichter und Volksstaats
anwälte. Die neuen, demokratischen Gerichte zogen die 
Kriegs- und Nazi Verbrecher zur Verantwortung und 
sicherten die Durchführung der Bodenreform und die 
Entstehung des Volkseigentums gegen die Machenschaf
ten der enteigneten Großgrundbesitzer und Monopole. 
Die Gründung der DDR und das Hinüberwachsen der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung in die Arbeiter- 
und-Bauem-Macht führte auch zu einer neuen Etappe 
in der Entwicklung der demokratischen Justiz und

sftellte ihr neue Aufgaben. Im Oktober 1952 brachte 
ein neues Gerichtsverfassungsgesetz entsprechend der 
im Juli 1952 geschaffenen neuen staatlichen Struktur 
eine neue Gerichtsorganisation: Kreisgerichte, Bezirks
gerichte, das Oberste Gericht der Deutschen Demokra
tischen Republik. Hierdurch wurde die Wirksamkeit der 
Gerichte bedeutend erhöht, und besonders das Oberste 
Gericht wurde zu einem Instrument der Republik, das 
seitdem beispielhaft nicht nur die Arbeiter-und-Bauem- 
Macht gegen Angriffe ihrer Feinde schützt, sondern 
auch, wie im Prozeß gegen Oberländer, die Ehre der 
deutschen Nation vor der Weltöffentlichkeit wahrt.

Von besonderer Bedeutung ist die im Gerichtsver- 
fassungsgesetz bestimmte umfassende Mitwirkung von 
Schöffen an allen erstinstanzlichen Straf- und Zivilver
fahren. Gerade hierdurch vertiefte sich die Verbindung 
zwischen den demokratischen Justizorganen und der 
Bevölkerung.

Die Gesetze vom 17. Januar 1957 über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht und vom 11. Februar 1958 über 
die Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit 
des Staatsapparates hoben vor allem durch die Entwick
lung der örtlichen Organe der Staatsmacht die Arbeit 
des Staatsapparates auf die Höhe der ökonomischen 
Aufgaben und der gesellschaftlichen Entwicklung, wie 
sie der voll entfaltete Aufbau des Sozialismus verlangt. 
Ausdrücklich wird betont: Die Volksvertretungen sind 
die obersten Machtorgane in ihrem Bereich. .Die Auf
gaben der örtlichen Organe:

die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, 
der Schutz des gesellschaftlichen Eigentums, 
die Stärkung der Bereitschaft zur Verteidigung der 
Heimat,
die Einhaltung und Festigung der sozialistischen Ge
setzlichkeit und die Gewährleistung der Rechte der 
Bürger

verlangen ein enges Zusammenarbeiten zwischen den 
örtlichen Organen der Staatsmacht, insbesondere den 
Volksvertretungen, und den Justizorganen, das sich 
immer stärker als die entscheidende Voraussetzung er
folgreicher Arbeit der Gerichte erweist. Die Schöffen
wahlen des Jahres 1958 spielten bei der Entwicklung 
dieser Zusammenarbeit eine wichtige Rolle.

Das 33. Plenum des ZK der SED vom 16. bis 19. Ok
tober 1957 gab die Anregung, zur Wahl der Richter 
überzugehen. Der V. Parteitag faßte einen entsprechen
den Beschluß, der in dem Gesetz der Volkskammer 
vom 1. Oktober 1959 seinen Ausdruck fand. Es erscheint 
mir wichtig, darauf hinzuweisen, daß diese Beschlüsse 
zur Einführung der Wahl der Richter beide Male in 
doppeltem Zusammenhang standen: Sie sind einmal 
Ausdruck der höheren Entwicklung unserer Demokra
tie. Beide Male stehen aber auch die Ausführungen zur 
Wahl der Richter in engem Zusammenhang mit der 
Entwicklung unseres Rechts.

Auf dem 33. Plenum wurde hervorgehoben, daß die 
Richter richtig zwischen den Feinden unserer Ordnung 
und solchen Personen unterscheiden, die zwar gegen 
unsere Gesetze verstoßen haben, die aber den Rechts
bruch aus Undiszipliniertheit und aus rückständigem
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